
9. ::eeiblatt 30. Juni 1955 

335/J :!Ln fra g e 

der Abg.Dr. P f e i f e r, Diple~Ing. Dr. S 0 heu 0 h und Ge~ossen 

an die· Bundesregierung, 
, 

betreffend die Befriedigung der Ansprüche Dritter an das verfal~ene 

NB-Vermögen. 

Die Beantwortung unserer Anfrage vom 10. Märe 1955. 276/J, durch 

den Herrn Bundeskanzler unter Zl. 3745-PrM/SS vom lee Kai 1955 kann nicht . . 
befriedigen und, ist durch den Abschiuß des· Staatsvert),"a-ges im Ergebnis 

(Punkt 4) über~olt. 

Der Oberste Gerichtshof hat allerdings mit aeiner Entsoheidung vom 

10.9.1947. 1 Ob 520/47 (JB1&Nr. 2/1948, 8.40 ff) ausge~proohen, daß die 

Bestimmungen ,des Volksgerich,tsverfahrens- und Vermögensverfallsgeeeotzes 

ilber das Verfahren zur Gel tendmachung von Ans:prüchen gegen da~ Verf'alls­

verm~gen mit Ausnahme der im § 15 nor~ierten Fallfriet sin~emäß auch auf 

die gemäß § 1 VG. der ltepublik Österreich verfallen~n Vermögensohaften an­

gewendet werden müssen, da nicht einzusehen sei, warum die ~~ä8sigkeit der 

Rec.htsverfoigung gege~ verfallenes' Vermögen versohieden gereg~lt sein sollte, 

wenn es sich um einen Verfall 'ex lege einerseits und einen Verfall auf 

Grund strafgerichtlicher'Erkenntnisse andererseits handelt. 

, .A.usdem Vermögeneverfallsgesetz ergibt sich klar und deutlioh, daß 

'die Rel'Ublik Österreich gx-undsätzlich auoh di,?zum Verfall,sverm<:sgen ge­

hörende~ Schulden'zu begl~iohen hat. Das ergibt ~ich übrigens in einem 
/ , 

Reohtsstaatauch sohonaus dem ::eegriff des Vermögens ,und des Vermögens­

verfalles. Denn Vermtsgen ist niohts anderes als der Inbegriff von geld­

werten Reohten undVerbindliohkeitent und Vermögensverfall bedeutet niohts 

anderes als den U'bergang des Vermagens t a1eo geldwerter Reohte und Verbind­

lichkei ten auf die Republik Österreioh (§20 Abs. 2 VvVvG.) Diese Grundbe­

griffe selten natürlich fürbeide Spielarten de~ Vermögensverfalles. 

Es wäre daher völlig abwegig, aus dem Umstande, d~ es sioh beim 

Vermögensverfall um einen originären Reohtserwerb handelt, schließen zu 

wollen, daß es sich beimVormögensverfall um einen Rcohtserwerb ohne Lasten 

handelt. Denn originär bedeutet hier nur,·daß zu dem Rechtserwero kein 

ti"bertragungsakt des bisherigen Vermögenaträgera (abgeleiteter Erwerb) not­

wendig ist, sondern der Rechtserwerb tritt unabhängig von einem solchen 

Akt kraft Hohei~aakte's (Gesetz oder Urteil) ein. 
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Dor Untersohied zwischen dem Vermögensverfall k:r:'aft Gesetzes und 
I 

dem kraft richterlichen Urteils liegt v~elmehr in folgendem. Bei dem Vor-

mCSgensver:f'all k;':~lft ürtoils handelt es sich um einen Fall der Gesamtnach­

folge wi~ beim Erbgang (OGHeV,,29.6.l949, 20b 260/49, Sz.II./99)$ Boi dem 

Vermögensv~rfall kraft Gesetzes (§ 1 VG,,) ist die Rechtslage dieselbe, 

wenn 'äas .gesamte Vermögen des I aufgelösten Vermögensträgers ~n österreic? 

liegt. zum Beispiel bei einer öet,.:rre:i,chisohen Firma, die nachträglich eine 

,NS-Einrichtung wurde!' Die Regel aber ist, daß das_ Vel'lllCSgen der aufgelösten 

'llechtsperson zum größeren T,eil im Reichsgebiet und zum Kleineren !{lei! in 

Österrei9h lieg~. Hier kann nur eine gebietsmäßigbesohränkte Gesamtnach ... 

folge eintreten. So weit besteht Übereinstimmung. Doch über die Frage. 

WQS zu dem auf Österreioh übergehenden Sondervermöge4,gehört, herrsoht 

Meinungsverschiedenheit 0 

. Typisoh fiskalisoh iet die Ansicht des Finanzministeriu.jlls, die in 

der parlamentarisohen Anfragenbeantwortung vom l8~ Ma~ 1955, 276/AB t ver­

treten wird" Diese nillllll1t zwar die Aktiven des im Zeitpunkte des Inkraft­

tretene des Verbotsgesetzes (6.,6.1945) in Öster~re1cli befindliohen Verfalls­

vermögens für die Republik voll in Ahsp~oh. für Forderungen gegen die 

aufgel~sten NS .. Organisationentritt die Republik Österreich h~ngegen grund.­

sätzlich nicht ein, es sei denn, daß diese ForderuJlgen 8'1,1sschließlioh und 

nachweislich aus der uGebaru'ng der ,inländischen Masse ·resultieren soll:l;en, ~ 
sind,& 

sohin mit dieser Masse wirtschaftlioh verbunden und nicht bereits verjährt" 

Die Oberste Rückstellungskommission hat ihre Meinung sohon besserformu-' 

liert • 1tD1e richtige Lösungt ob eine Schuld zu einem Sonderv~rmögen gehCirt f 
I 

wie hier zu dem aus 6sterreichischen VermCsgensst:,!cken der !>.AF gebildeten 

Sondervermögen, ergibt der wirtsohaftliche Zusammenhang, die Zweekbestirnmune. 

des Sondervermögens .. ,j (Beschluß der OBX v., 2 .. l01)1954,RICV 87/54, vgl. ferne:?<' 

1 Ob' 580/82~ ffv' BI. Nr.49/53). Den Sinngemäß, anzuwendenden Best i~ngen des 

Ver~ögensverfallsgesetzes würde es eber entspreohen, daß die ,durch die 

Zweckbestimmung mit dem österre1ohiscl;l.en Sonderv ermB gen' verbundenen For­

derungen bis zur Höhe des gemeinen Wertes der Aktiven (bis zur Höhe dee 

Erlöses) zu bef~iedigen sindQ' Aus dem österreioh1echen N'SV-Vermögen wären 

daher auch die asterreichischen Forderungen gegen die NSV zu befriedigen. 
, . 

Das Finanzmini.sterium hat dagegen geltend gew.achte Gehe ltsanspruohe 

einer Angestellten der NSV-Gau~mtsleitung. Wien dahin beantwortet, daß es 

diese Ansprüche als Forderung gegen das Deutsche Reioh in Evidenz nehme. 
\ 

Dazu ist nun zu sagen, "-aß Österreioh in .Art. 23 des Staatsvertrages im 
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Namen der CSsterreichia.chen Staatsangehörigen auf alle sm 8.· Mai 1945 noch 

offenen Forderungen g,egen Deutsch~and und deutsche StaateangehCSrige ver­

zichtet hat. 

Da dieser Verzicht einer Enteignung glefchkommt. ist Österreioh 

gemäß § 365 ÄBGB. zur angemessenen,Entschädigung verpfliohtet, d.h. es 
. . 

wird an Stelle des Deutschen Reiches die geltend g~aohten,6sterreiohisohen 

For.derungen selbst zu befriedigen haben. 

Die gefertigte? .Abgeordneten stellen daher an dle Bundesregierung 

die 

A n fra g el 

1. Anerk~nnt die BUlldesregierung die Ansicht des Obersten Gerichts­

hofes, daß die 'Bestimrr1Ungen das Volksgerichts- und VermCSgensverfa11sge­

setzes über das Verfahren zur Gel tendmachung von Ansprüohen gegen das 

VeI'fal1svermögen mit .Ausnahme der in § 15 normierten'Fallfrist sinngemäß 

auoh auf die gemäß. § 1 VG. der Republik Österreich verfallenen Vermöe(!,l'l,schl:"f~, 

ten angewendet werden ~üssen? 

. 2. Is~ die Bundesregierung im Hinbliok auf den in .Art. 23 ausge­

sprochenden Verzicht auf die "österreichischen Forderungen gegen Deutsch­

landbereit, die geg~n das ver(allene NB-Vermögen geltend gemaohtenForde-. 

rungen, soweit eie' nicht berIJits verjährt sind, zu befriedigen? 

..... -.-.-.-
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